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1	 Grundsätzliches

Maßstab für die Versorgung nach entschädigungsrechtlichen Vorschriften muss 
die schädigungsbedingte, gesundheitliche und wirtschaftliche Einbuße der Be-
rechtigten sein.

Der Sozialverband VdK unterstützt den im allgemeinen Teil des Sozialgesetzbu-
ches zum Ausdruck gebrachten Willen des Gesetzgebers, das Bundesversorgungs-
gesetz zur Grundlage eines sozialen Entschädigungsrechts zu erklären. Für die 
soziale Entschädigung bei Gesundheitsschäden, für deren Folgen die staatliche 
Gemeinschaft in Abgeltung eines besonderen Opfers oder aus anderen Gründen 
nach versorgungsrechtlichen Grundsätzen einzustehen hat, enthält das Bundes-
versorgungsgesetz das geeignete Instrumentarium. Das Bundesversorgungsgesetz 
muss deshalb fortbestehen. Besonderheiten für Berechtigte nach den „Nebenge-
setzen“, z.B. dem Opferentschädigungsgesetz (OEG), kann in diesen Gesetzen 
Rechnung getragen werden.

2	 Leistungen

2.1	 Personenkreis

In den Kreis der Entschädigungsberechtigten sind Opfer von Umweltschäden 
einzubeziehen. Die Leistungen müssen den materiellen und immateriellen Aus-
wirkungen der Schädigungsfolgen gerecht werden und in ganz Deutschland ein-
heitlich bemessen werden. Die wirtschaftlichen Ausgleichsleistungen sollen den 
Lebensstandard, so wie er vor der Schädigung bestand, erhalten und zumindest 
den angemessenen Lebensbedarf sichern. Da sich strukturelle Verbesserungen 
nicht abzeichnen, muss angesichts des hohen Lebensalters der Berechtigten und 
der sich hierwegen ändernde Bedarfssituationen bei der Leistungsgewährung be-
sonders entgegenkommend verfahren werden.

2.2	 Heil- und Krankenbehandlung

Aus entschädigungsrechtlichen Gründen muss den Versorgungsberechtigten auf 
der Grundlage des Sachleistungsprinzips eine umfassende Heil- und Krankenbe-
handlung zur Verfügung stehen. Die Bewilligung von Leistungen – vor allem von 
Badekuren – ist zu beschleunigen.

Den Berechtigten sind entsprechend dem jeweiligen Stand der Technik die aktuel-
len orthopädischen und anderen Hilfsmittel zugänglich zu machen, die geeignet 
sind, die Auswirkungen der Schädigung und die Folgen anderer Gesundheitsstö-
rungen besser auszugleichen oder zu mildern. 

Auch die Ersatzleistungen, Zuschüsse und sonstigen Geldleistungen müssen in re-
gelmäßigen Zeitabständen angemessen erhöht werden, damit sie ihre gesetzlich 
vorgesehene Funktion weiterhin erfüllen können.

Die Beschaffung und der Unterhalt eines Kraftfahrzeuges sind durch angemesse-
ne Zuschüsse an mobilitätsbehinderte Menschen in weiterem Umfang als bisher 
zu erleichtern.
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2.3	 Grundrenten der Beschädigten und Hinterbliebenen

Im Bundesversorgungsgesetz ist sicherzustellen, dass alle Grundrenten wegen ih-
res entschädigungsrechtlichen Charakters weder innerhalb des Gesetzes noch in 
anderen Rechtsbereichen als Einkommen angerechnet oder in anderer Form zum 
Nachteil der Berechtigten berücksichtigt werden.

Angesichts der großen Bedeutung des Berufsschadensausgleichs und des Scha-
densausgleichs müssen diese Leistungen erhalten bleiben. Kürzungen infolge sin-
kender Vergleichseinkommen sind durch Besitzstandsregelungen zu vermeiden.

2.4	  Pflegezulage

Die enge gesetzliche Abgrenzung und strenge Auslegung des Begriffs der Hilf-
losigkeit erfordert die Gewährung einer unterhalb des Betrages der Pflegezu-
lage Stufe I liegenden Leistung zum Ausgleich pflegebedingter Aufwendungen 
für diejenigen Schwerbeschädigten, bei denen trotz bestehender Notwendigkeit 
fremder Hilfe zur Verrichtung des täglichen Lebens die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Pflegezulage Stufe I (noch) nicht erfüllt sind. Den Belangen der 
Kriegsblinden mit der Pflegezulage I ist zur Erlangung von Leistungen der Pfle-
geversicherung bei der Neufassung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs Rechnung zu 
tragen.

3	  Kriegsopferfürsorge

Die Kriegsopferfürsorge als Versorgungsleistung eigener Art hat die Aufgabe, 
den Kriegs- und Wehrdienstopfern und allen Personen, auf die das BVG ent-
sprechende Anwendung findet, neben den übrigen Versorgungsleistungen in-
dividuelle Hilfen in allen Lebenslagen zu bieten. Als notwendige Ergänzung 
der Rentenversorgung hat sie im sozialen Entschädigungsrecht ihren Platz. Die 
Kriegsbeschädigten und -hinterbliebenen benötigen mit fortschreitendem Le-
bensalter zunehmend bedarfsgerechte und einzelfallbezogene Leistungen. Es 
ist erforderlich, einzelfallbezogene Leistungen im Rahmen der ergänzenden Hil-
fe zum Lebensunterhalt in einem Umfang zuzulassen, wie es vor Inkrafttreten 
des § 31 SGB XII zum 01.01.2004 möglich war (z.B. Brennstoffbeihilfen, Beschaf-
fungsbeihilfen für Hausrat und Bekleidung, Reparaturkosten und Renovierungs-
beihilfen). Die in § 31 SGB XII genannten Beihilfen sind im Rahmen der Kriegs-
opferfürsorge atypisch. 

Auch muss sichergestellt werden, dass jeder Anspruchsberechtigte unverzüglich 
die entsprechenden Leistungen erhält. Hierzu ist auch erforderlich, dass die zu-
ständigen Leistungsträger – quantitativ und qualitativ – mit im Versorgungs- und 
Fürsorgerecht besonders geschultem Personal ausgestattet sind. Dazu sind auch 
regelmäßige Personalschulungen, -einarbeitungen und -weiterbildungen erfor-
derlich.

Für den Einsatz und die Verwertung von Vermögen müssen verstärkt entschä-
digungsrechtliche Maßstäbe gelten. Insbesondere dürfen Nachzahlungen aus 
Versorgungsbezügen nicht auf Leistungen der Kriegsopferfürsorge angerechnet 
werden.
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Leistungen bei ausschließlich schädigungsbedingtem Bedarf sind ebenso zu ver-
bessern wie der Zugang zu diesen Leistungen. Dies gilt insbesondere für die Über-
nahme der Aufwendungen für eine Haushaltshilfe bei besonders betroffenen 
Kriegsopfern, z.B. bei Pflegezulageempfängern ab der Stufe II.

Die Heranziehung Unterhaltspflichtiger bei notwendigen Leistungen zur Hilfe zur 
Pflege ist auf Ausnahmefälle zu beschränken. 

                                                                                              






